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Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,
nunmehr hat der Finanzminister vor wenigen Wochen seine grundsätzliche Haltung zur 
Haushaltskonsolidierung in Bezug auf den öffentlichen Dienst deutlich gemacht. 

So hat das Finanzministerium auf der Grundlage der aktuellen Mai-
Steuerschätzung, mitgeteilt, dass davon ausgegangen werden 
muss, dass zur Bewältigung der derzeitigen Krisensituation auch 
erhebliche Einschnitte im Personalkostenbudget zu erwarten sein 
werden.

	< Personalkosteneinsparungen

Mit diesen Überlegungen werden somit die Befürchtungen des 
NBB, dass am Ende der öffentliche Dienst für die Corona-Folgekos-
ten aufzukommen hat, offensichtlich bewahrheitet. 

Das erklärte Ziel des Finanzministers besteht darin, möglichst 
schnell die Vorgaben der Schuldenbremse wieder einzuhalten und 
spätestens 2024 ohne neue Kredite wieder einen ausgeglichenen 
Haushalt vorlegen zu können.

Dabei ist mir eines wichtig zu betonen. Ich gehöre keinesfalls zu 
denjenigen, die eine ausgewogene und vor allen Dingen auf die Zu-
kunft ausgerichtete Haushaltspolitik ablehnen. 

Nach wie vor ist es unser gesamtgesellschaftlicher Auftrag, unse-
ren Kindern und Kindeskindern auch in den kommenden Jahrzehn-
ten einen gesunden Staatshaushalt zu übergeben, der auch in der 
Zukunft Spielräume für staatliche Investitionen zugunsten der Bür-
gerinnen und Bürger unseres Landes zulässt. 

Nur durch eine weiterhin strikte Haushaltsdisziplin lassen sich die 
Herausforderungen der kommenden Jahrzehnte meistern. 

Die politischen Initiativen, aufgrund derer der Niedersächsische 
Landtag zum Ende des Jahres 2019 die im Grundgesetz veranker-
ten Grundregeln eines Neuverschuldungsverbotes in unser eigenes 
Landesrecht übernommen hat, sind und waren ein richtiger Schritt. 

Gleichzeitig gilt es aber auch Vorsorge zu treffen, die Strukturen 
dieses Staates nicht nachhaltig zu gefährden und Träger dieser 
Strukturen ist im Schwerpunkt der öffentliche Dienst. 

	< Jahrelange Unterfinanzierung

Dabei ist Landespolitik aber ebenso verpflichtet, auch die andere 
Seite der Medaille in den Fokus zu nehmen und die jahrelangen Ver-
säumnisse in der Unterfinanzierung des öffentlichen Dienstes zu 
beseitigen und vor allem nicht erneute Fehler zu machen. 

Gerade die Corona-Krise hat 
Probleme eben dieser Unterfi-
nanzierung für alle Beteiligten 
deutlich gemacht. 

Dazu gehört unter anderem die 
immer noch vollkommen unzu-
reichende Digitalisierung im öf-
fentlichen Dienst, der zuneh-
mend größer werdende Mangel 
an geeigneten Bewerberinnen 
und Bewerbern und nicht zu-
letzt die Perspektivlosigkeit,  
bedingt durch mangelnde Be-
förderungs- und Aufstiegs
möglichkeiten, die von vielen 
Kolleginnen und Kollegen richti-
gerweise beklagt wird.

	< Personalmangel

Bis Ende dieses Jahrzehnts werden wir über ein Drittel der Beschäf-
tigten im öffentlichen Dienst im Zuge des demografischen Wan-
dels verlieren. 

Auf diese Entwicklung haben der NBB und seine organisierten Fach-
gewerkschaften bereits seit Jahren hingewiesen. 

Jetzt hier zusätzlich perspektivisch den Rotstift anzusetzen, ist 
nicht nur das falsche Signal in Richtung der Beschäftigten und der-
jenigen, die sich für einen beruflichen Weg im öffentlichen Dienst 
interessieren. 

Im Ergebnis werden auch die Bürgerinnen und Bürger des Landes 
Niedersachsen zunehmend feststellen, dass eine kaputtgesparte 
Verwaltung ihren Aufgaben nicht mehr nachkommen kann. Genau 
diese Entwicklungen haben wir beispielsweise bei den Gesund-
heitsämtern in den Kommunen jüngst erlebt!

Natürlich ist auch mir und uns bekannt, dass der Personalkosten-
faktor eine der größten Belastungen unseres Landeshaushalts dar-
stellt. 

Doch genau an dieser Stelle nunmehr erneut den klassischen Rot-
stift ansetzen zu wollen und damit insbesondere die persönlichen 
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Belastungen derjenigen zuvorderst in den Fokus zu nehmen, die 
über viele Jahre und Jahrzehnte maßgeblich zu einem funktionie-
renden öff entlichen Gemeinwesen beigetragen haben, ist ein 
deutliches Signal, gegen welches wir uns als Verband mit allen uns 
zur Verfügung stehenden Mitteln wenden werden.

Schon jetzt sind in der niedersächsischen Landesverwaltung viele 
Tausend Stellen, teilweise seit Jahren, unbesetzt. 

Dieses geht stets zulasten des vorhandenen Personals. 

Wer nunmehr off ensichtlich den Weg einschlagen möchte, nicht 
weniger, sondern mehr Stellen abzubauen und einzusparen, möge 
zum einen klar und deutlich sagen, wo dies geschehen soll, und 
zum anderen – und hier liegt dann ein ganz deutlicher Punkt un-
serer Kritik – die damit verbundenen Aufgaben und daraus resul-
tierenden Verpfl ichtungen für die Beschäftigten gleichfalls strei-
chen. 

< Einkommensrunde Herbst

Im Lichte dieser Betrachtungen kommt noch ein ganz wesentlicher 
Punkt in diesem Jahr dazu, nämlich die im Herbst bevorstehende 
Einkommensrunde der Länder. 

Gerade vor diesem Hintergrund und mit dem Ziel einer sachlichen 
Debatte um die Zukunft dieses Landes kann ich aktuell nur drin-
gend davor warnen, mögliche Einsparpotenziale auf dem Rücken 
der Beschäftigten auszumachen. 

Diese Einkommensrunde, darauf habe ich in der vergangenen Aus-
gabe des niedersachsen magazins bereits hingewiesen, dürfte eine 
besondere werden. 

Der Deutsche Beamtenbund ist im Rahmen eines digitalen Bran-
chentages am 26. Mai offi  ziell in die Einkommensrunde mit den 
Ländern gestartet. 

Wir werden unsere Mitglieder im Rahmen des niedersachsen ma-
gazins und über unsere Online-Medien in den kommenden Wochen 
und Monaten umfassend über die Fortentwicklung informieren 
und freuen uns schon jetzt auf rege Beteiligung der Mitgliedsge-
werkschaften im Gesamtprozess dieser Einkommensrunde. 

< LTK

Im Rahmen der Landestarifk ommission diskutieren wir ganz aktu-
ell über die derzeitige Situation, die Entwicklung der Arbeitsbedin-
gungen und vor allem über die Aufstellung unserer Forderungen, 
eingebettet in den Gesamtkontext der Forderungsfi ndung des 
dbb. 

Ich bin überzeugt davon, dass wir uns von niedersächsischer Seite 
in enger Abstimmung mit allen Beteiligten überaus aktiv in diesen 

Prozess einbringen werden und somit die nachvollziehbaren For-
derungen unserer Mitglieder mit Nachdruck unterstreichen wer-
den. 

< KiTaG

Exemplarisch möchte ich im Zusammenhang mit der Unterfi nan-
zierung des öff entlichen Dienstes noch auf die schwierigen politi-
schen Diskussionen zum neuen Kita-Gesetz hinweisen, die uns ak-
tuell begleiten. 

Es ist off ensichtlich, dass wir zur Gewährleistung frühkindlicher 
Bildung und gleichzeitig der Verpfl ichtung inklusiver und integra-
tiver Aufgaben nicht weniger, sondern deutlich mehr Erzieherin-
nen und Erzieher benötigen. 

Die gesellschaftlichen Grundvoraussetzungen haben sich in den 
vergangenen zwei Jahrzehnten derart grundlegend geändert, dass 
wir genau hier tätig werden und somit im Ergebnis mehr Fachkräf-
te integrieren müssen. 

Diese Fachkräfte gewinne ich aber nur dann, wenn ich entspre-
chend investiere und den Menschen Perspektiven biete.

< Pfl egebereich

Vergleichbare Diskussionen haben wir in den vergangenen Mona-
ten insbesondere im Pfl egebereich geführt. 

All diese Menschen haben nicht nur unseren Dank und den Dank 
der Politik verdient, sondern sie benötigen vor allem Unterstüt-
zung und Sicherheit für die Zukunft. 

Als Niedersächsischer Beamtenbund und Tarifunion erwarten wir 
von dieser Landesregierung eine deutliche Attraktivitätssteige-
rung zugunsten dieses öff entlichen Dienstes. 

Jeglichen Einsparmaßnahmen auf dem Rücken der Beschäftigten 
hingegen erteilen wir eine klare und deutliche Absage. 

Ihr/Euer

Alexander Zimbehl, 1. Landesvorsitzender NBB
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COVID-19-Erkrankung infolge der Dienstausübung
Corona-Erkrankung als Dienstunfall?
Die Corona-Pandemie be-
stimmt, trotz aktuell sinkender 
Inzidenzzahlen, auch weiterhin 
unser persönliches und beruf-
liches Leben. 

Nach wie vor unklar ist die Frage 
der Rechtslage, wenn es unmit-
telbar beziehungsweise infolge 
der Dienstausübung zu einer CO-
VID-19-Infektion gekommen ist. 

< Rechtslage unklar

So erhalten wir in den vergange-
nen Wochen vermehrt Hinwei-
se seitens unserer Mitglieder, 
dass sie sich aktuell oder auch 
bereits in der Vergangenheit im 
direkten Zusammenhang mit 
ihrer Dienstverrichtung mit CO-
VID-19 infi ziert haben. 

Diese Fälle werden uns aus den 
verschiedensten Berufsgruppen 
des öff entlichen Dienstes ge-
schildert, betreff en vorwiegend 
die Sicherheits- und Bildungsbe-
reiche, aber auch zunehmend 
die allgemeine Verwaltung.

< Dienstunfallanzeige 
zwingend erforderlich!

Aus diesem Grunde möchten 
wir, auch im Hinblick auf die 
derzeit noch problematische 

Rechtslage, darauf hinweisen, 
dass in solchen Fällen unbe-
dingt eine Dienstunfallanzeige 
gefertigt werden muss. 

Unabhängig davon, ob der 
Dienstunfall in der Konsequenz 
auch als solcher anerkannt wird, 
liegt es zunächst in der Verant-
wortung des Beschäftigten, die-
sen Dienstunfall durch Ferti-
gung einer Dienstunfallanzeige 
auch entsprechend anzuzeigen. 

Ein Dienstunfall in diesem Zu-
sammenhang dürfte dann vor-
liegen, wenn im Dienst oder in 
direktem Zusammenhang mit 
der Dienstausübung ein intensi-
ver Kontakt mit einer infektiö-
sen Person nachweislich statt-
gefunden hat und innerhalb 
eines direkten zeitlichen Zu-
sammenhangs nach dem Kon-
takt der Nachweis der Erkran-
kung erbracht werden kann.

Gleichzeitig, und dieser Hinweis 
ist leider ebenso wichtig, be-
steht die Pfl icht der oder des 
Dienstvorgesetzten, diese 
Dienstunfallanzeige entspre-
chend entgegenzunehmen und 
weiterzuleiten. 

Wir weisen deshalb darauf hin, 
da in Einzelfällen die Entgegen-

nahme einer solchen Dienstun-
fallanzeige unter Bezug auf die 
mangelnde Kausalität der Infek-
tion abgelehnt worden sein soll.

< Dokumentation

Wichtig ist aus unserer Sicht da-
rüber hinaus auch, parallel zur 
Fertigung einer Dienstunfallan-
zeige gleichsam umfangreiche 
eigene Aufzeichnungen vorzu-
halten. 

Dazu gehört beispielsweise 
eine möglichst lückenlose Do-
kumentation der berufl ichen 
und privaten Kontakte, des Ar-
beitsweges und des eigenen 
Krankheitsverlaufes.

< Problem: Kausalität

In der Vergangenheit ist die An-
erkennung eines Dienstunfalls 
unter Hinweis auf die nicht zu 
belegende Kausalität zwischen 
der Diensthandlung und der Er-
krankung abgelehnt worden. 

Nach unserer Auff assung kann 
auf das Kriterium der Kausalität 
im Einzelfall nicht gänzlich ver-
zichtet werden, jedoch besteht 
die Forderung des NBB darin, 
dass der jeweilige Dienstherr 
angesichts der Herausforderun-

gen durch die Pandemiesituati-
on gehalten sein sollte, hieran 
im Einzelfall im Einklang mit der 
Rechtsprechung keine überzo-
genen Anforderungen zu stel-
len. 

So ist die Frage der Kausalität ei-
ner Erkrankung für die Anerken-
nung als Dienstunfall stets ein 
Moment des jeweiligen Einzel-
falls und nicht Teil einer pau-
schalisierenden Entscheidung.

Aus diesem Grunde empfehlen 
wir unseren Beschäftigten für 
den Fall der Nichtanerkennung 
eines Dienstunfalles im Zusam-
menhang mit einer COVID-
19-Erkrankung, sich direkt mit 
ihrer jeweiligen Mitgliedsge-
werkschaft in Verbindung zu 
setzen, um ein mögliches 
Rechtschutzersuchen zu prü-
fen.

< NBB sucht 
politische Lösung

Aktuell befi ndet sich der NBB in 
intensiven Gesprächen mit der 
Landesregierung, um eine 
möglichst einheitliche und im 
Interesse der Beschäftigten 
zielführende Regelung zum 
Umgang mit diesen Fällen zu 
erarbeiten. 

© Pixabay/geralt
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Milanie Kreutz im Amt bestätigt
Virtueller dbb Bundesfrauenkongress 
Am 13. April 2021 fand der 
zwölfte Bundesfrauenkongress 
des dbb statt. Eigentlich hätte 
dieser bereits im vergangenen 
Jahr tagen sollen, musste aber 
aus den bekannten Gründen 
verschoben werden. 

Als auch in diesem Jahr eine 
Präsenzveranstaltung nicht zu 
verantworten war, entschloss 
sich die dbb bundesfrauenver-
tretung, eine hybride Veranstal-
tung abzuhalten. 

< Hybride Veranstaltung

So gab es eine kleine Präsenz-
gruppe, bestehend aus der bis-
herigen Geschäftsführung, der 
vorherigen Vorsitzenden Hele-
ne Wildfeuer, den Kolleginnen, 
die sich für Präsidium und Wahl-
ausschuss zur Verfügung stell-
ten, dem dbb Bundesvorsitzen-
den Ulrich Silberbach sowie der 
Technik und Moderation. 

An den Bildschirmen zu Hause 
waren über 300 Delegierte zu-
geschaltet, die dem eng getak-
teten Kongress folgten. 

< Wahlen

Mittels elektronischer Wahlver-
fahren wurden die Abstimmun-
gen zu den Kandidatinnen für 
die verschiedenen Positionen 
und zu den über 300 Anträgen 
vollzogen. Hut ab, das Ganze 
klappte vorzüglich!

< Milanie Kreutz im 
Amt bestätigt

Die seit einem Jahr amtierende 
Vorsitzende Milanie Kreutz von 
der DStG wurde mit einer über-
wältigenden Mehrheit aller 
Stimmen (97,75 Prozent) im Amt 
bestätigt, als Beisitzerinnen 
fungieren zukünftig die folgen-
den Kolleginnen: Elke Janßen 
(GdS), Michaela Neersen (GdV 
LSA), Synnöve Nüchter (Komba) 
und Sabine Schumann (DPolG).

< Gedenken und Ehrung 
von Jutta Endrusch

Für die wenige Tage vor dem 
Kongress nach kurzer schwerer 
Krankheit überraschend ver-
storbene stellvertretende Vor-
sitzende Jutta Endrusch (VBE) 
wird die Nachfolgerin zeitnah 
per Briefwahl nachgewählt. 

Die Kollegin, die sich über 
lange Jahre sehr in 

der Geschäfts-
führung 

der 

dbb bundesfrauenvertretung en-
gagierte, wurde posthum zum 
Ehrenmitglied ernannt.

< Frauenpolitische 
Themen

Inhaltlich beschäftigten wir uns 
mit dem ganzen Spektrum der 
frauenpolitischen Themenstel-
lungen. 

Unsere Anträge zu geschlech-
tergerechter Sprache, Gleichbe-
rechtigung im dbb, mehr Frauen 
in Führungspositionen und Ent-
geltgleichheit im öff entlichen 
Dienst sowie zum Berufungs-
verfahren im Wissenschaftsbe-
reich wurden dabei angenom-
men, die Nachbesserung der 
Zusatzversorgung VBL zu Ar-
beitsmaterial bestimmt. 

< Auch Corona als Thema

Natürlich nahmen auch Corona 
und damit verbundene Rück-
schritte in Situation, Karriere 
und Belastung von Frauen eine 
große Rolle ein. 

Aber Milanie Kreutz forderte 
Politik, Arbeitgeber(innen) und 
Beschäftigte auf, das „digitali-
sierende Virus“ als Chance für 
mehr Gleichberechtigung und 
Gleichstellung zu begreifen und 
zu nutzen. 

< Paritätische Teilhabe

Auch die paritätische Teilhabe 
von Frauen in Politik, Führungs-

ämtern, Gremien et cetera 
wurde thematisiert und 

auch für die Gremien-
besetzung unserer 

Dachorganisation, 
Landesbünde 

und Fachge-
werkschaften 

und -verbän-
de eingefor-
dert. Frau-
en wollen 
einen ge-
rechten 
Anteil. 

Die Frauenvertretung habe ihr 
„starke Wurzeln gegeben, so-
dass Sturm und Wind mir nichts 
anhaben können“, so Milanie 
Kreutz. 

< Viele Gastredner(innen)

Die Veranstaltung war mit inte-
ressanten Gastrednern/Gastred-
nerinnen versehen, so sprachen 
unter anderem die Juristin und 
„First Lady“ Elke Büdenbender 
und der Vorsitzende des dbb, Ul-
rich Silberbach, die Gruß worte. 

Die Staatssekretärin des Bundes-
ministeriums für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend, Juliane 
Seifert, hielt einen Impulsvor-
trag über die aktuellen und 
wichtigen gleichstellungspoliti-
schen Initiativen ihres Ministeri-
ums. Die ganztägige Arbeitsta-
gung schloss mit einem hybriden 
Panel mit politischen Vertrete-
rinnen/Vertretern. 

Neben Milanie Kreutz nahmen 
daran Ulle Schauws, MdB Bünd-
nis 90/Die Grünen, Carla Neisse-
Hommelsheim, stellvertretende 
Vorsitzende der CDU-Frauen-
Union, sowie Dr. Gerd Lands-
berg, Hauptgeschäftsführer des 
Deutschen Städte- und Gemein-
debundes teil. 

Insbesondere gab es aus diesem 
Kreis die Forderung nach mehr 
politischer Beteiligung von 
Frauen und das Angebot der 
Fortsetzung gemeinsamer Ge-
spräche und Aktivitäten zur Er-
reichung einer wirklichen 
Gleichstellung.

< NBB-Frauenvertretung

Für die NBB-Frauenvertretung 
na hmen deren Vorsitzende 
Kerstin Rhode-Fauerbach und 
ihre Stellvertreterin Marlis von 
Saß-Ihnken an der virtuellen 
Konferenz teil.

Kerstin Rhode-Fauerbach 
und Marlis von Saß-Ihnken,

NBB-Landesfrauenvertretung
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​Aktuelles aus den Mitgliedsverbänden
Unsere Mitgliedsgewerkschaften und -verbände haben sich auch in 
den vergangenen Wochen wieder zu etlichen Themen geäußert. Hier 
eine Zusammenfassung der wichtigsten Aussagen und Forderungen 
daraus.

	> Deutsche Polizeigewerkschaft 
(DPolG)

	> Verband Bildung und Erzie-
hung (VBE)

	> Verband Niedersächsischer 
Lehrkräfte (VNL/VDR )

	< Impfkonzept für Schüle-
rinnen und Schüler

VBE-Landesvorsitzender Franz-
Josef Meyer äußert sich zum 
Impfkonzept des Kultusminis-
ters für Schülerinnen und Schü-
ler Ende Mai wie folgt: 

„Niedersachsen geht voran und 
legt als erstes Bundesland ein 
Impfkonzept für Schülerinnen 
und Schüler ab zwölf Jahren vor. 
Noch vor den Sommerferien 
sollen alle Impfberechtigten ein 
Angebot bekommen. Ob aller-
dings das ambitionierte Vorha-
ben wie geplant umgesetzt 
werden kann, ist mehr als frag-
lich. Weder sind die zusätzlich 
benötigten eine Million Impfdo-
sen gesichert noch hat die Stiko 
einen Impfstoff für Kinder frei-
gegeben.“

Mit der Ankündigung, mehr als 
400 000 Kinder und Jugendliche 
noch vor den Sommerferien das 
erste Mal zu impfen und am 
Ende der Ferien die zweite Impf-
dosis zu verabreichen, rollt ein 
immenser organisatorischer 
Aufwand auf Schulen und Kom-
munen zu. Die Schulen sollen 
zwar keine „aktive Rolle“ beim 
Impfgeschehen spielen, aller-
dings wird die Unterstützung 
bei der Logistik und Organisati-
on erwartet.  

Die Frage bleibt, ob diese logis-
tische Herausforderung in dem 
genannten Zeitfenster über-
haupt flächendeckend zu reali-

sieren ist. Bis zur Lieferankün
digung müssen alle 
Vorbereitungen wie Rauman-
mietung, Vorbereitung der 
Impfzentren und Impfteams 
und Terminvergabe mit Bestäti-
gung bereits abgeschlossen 
sein. Gut gemeint ist in diesem 
Falle noch nicht gut gemacht. 

Der VBE begrüßt, dass es Impf-
busse vor den Schulen, wie viel-
fach diskutiert, nicht geben 
wird. Dies hat das Kultusminis-
terium ausgeschlossen. 

„Der Gedanke, noch vor den 
Sommerferien mit dem Impfen 
von Schulkindern zu beginnen, 
ist gut, es bleiben aber viele Un-
wägbarkeiten. Die Logistik und 
Organisation ist noch ungeklärt, 
die Freigabe des Impfstoffes für 
alle Kinder ab zwölf Jahren ist 
mehr als fraglich und die Liefe-
rung des Impfstoffes noch nicht 
zugesichert. Bleibt zu hoffen, 
dass am Ende von dem mit Stolz 
verkündeten Impfkonzept nicht 
ein Streichkonzept wird. Dann 
wäre es besser gewesen, die 
Entscheidungen der nächsten 
Tage abzuwarten, und das Vor-
preschen des Kultusministers 
wäre völlig unnötig gewesen“, 
so Franz-Josef Meyer.

	< VNL/VDR

Torsten Neumann, Vorsitzender 
des Verbandes Niedersächsi-
scher Lehrkräfte VNL/VDR, er-
klärte zu dem Thema in einer 
Pressemitteilung: 

„Wir begrüßen ausdrücklich die 
Initiative des Kultusministers 
Grant Hendrik Tonne und der 
Gesundheitsministerin Daniela 
Behrens, rund einer Million 
Schülerinnen und Schüler ab 
zwölf Jahren ein Impfangebot 
gegen Corona zu machen. Es 
sollte aber nicht vergessen wer-
den, dass die Umsetzung nicht 
in Niedersachsens Hand liegt. 
Erstens sind in Deutschland bis-
her noch keine Impfstoffe für 
Kinder und Jugendliche freige-
geben worden und zweitens er-
folgt die Bereitstellung der 
Impfstoffe im Falle einer Zulas-
sung nicht durch die niedersäch-
sische Landesregierung, son-
dern über die Bundesregierung.

Auf beides hat Niedersachsen 
jedoch keinerlei direkten Ein-
fluss. Es ist auf alle Fälle zu be-
grüßen, dass das Land neben 
der Forderung nach Lieferung 
der entsprechenden Impfdosen 
dem Bundesgesundheitsminis-
ter Jens Spahn auch schon ein 
Impfkonzept vorgelegt hat. 

Zweifelsohne würde eine Imp-
fung der Schülerinnen und 
Schüler den Gesundheitsschutz 
an unseren Schulen erheblich 
verbessern und wahrscheinlich 
eine vierte Welle verhindern 
helfen. Noch ist aber alles Zu-
kunftsmusik, es sind noch nicht 
einmal alle an Schule Tätigen 
geimpft worden. Es fehlen au-
ßerdem noch konkrete Überle-
gungen, wie mit nicht geimpf-
ten Schülerinnen und Schülern 
verfahren werden soll, da es 
sich um eine freiwillige Impfung 
handelt. 

Was passiert zum Beispiel mit 
den nicht geimpften Schülerin-
nen und Schülern, wenn die 
Schulklasse auf Klassenfahrt ge-
hen will? 

Auch solche Fragen müssen 
rechtzeitig vor einer Impfung 
der Schülerinnen und Schüler 
geklärt sein.“

	< DPolG

Auch die DPolG beschäftigte 
sich mit dem Thema Impfung 
und den Irritationen um die Ein-
stufung der Polizeibeschäftig-
ten in die Impfkategorie 3 und 
deren Berücksichtigung inner-
halb hiervon.

So äußerte sich Patrick Seegers, 
Vorsitzender der DPolG Nieder-
sachsen, wie folgt: 

„In den vergangenen Tagen kur-
sierten Gerüchte und Meldungen 
darüber, dass die Beschäftigten 
der Polizei in der Gruppe der Impf-
prioritäten nicht ausreichend be-
rücksichtigt oder sogar getilgt 
werden könnten. Basis hierfür 
war eine Meldung des Sozialmi-
nisteriums, dass nun zunächst 
auch Kräfte der Berufsfeuerwehr 
und der Freiwilligen Feuerwehren 
geimpft werden sollen.

Wir erinnern uns zurück, dass – 
auch durch den Druck der DPolG 
– viele Polizeibeschäftigte mit 
intensivem Bürgerkontakt be-
reits in der Impfpriorität 2 eine 
Impfung erhalten haben, statt 
wie ursprünglich vorgesehen in 
Gruppe 3. Damit können wir alle, 
glaube ich, sehr zufrieden sein.

	< Keine Neiddiskussion

Die Polizei verbleibt also auch 
weiterhin in der Gruppe 3. Das 
heißt, dass auch allen weiteren 
Polizeibeschäftigten zeitnah ein 
Impfangebot gemacht werden 
wird. Man hat uns also weder 
vergessen noch von der Liste ge-
tilgt. Dass die Kameraden der 
Feuerwehren nun ebenfalls ge-
impft werden, halte ich für ab-
solut richtig, notwendig und 
wichtig. Verdient haben sie es 
allemal genauso. Es gilt also 
nun, weiterhin zusammenzu-
halten und keine Neiddiskussi-
on aufkommen zu lassen.

6

N
BB

 –
 N

ie
de

rs
äc

hs
is

ch
er

 B
ea

m
te

nb
un

d 
un

d 
Ta

ri
fu

ni
on

> niedersachsen magazin  |  Juni 2021



Und nochmals: Auch der Lan-
despolizeipräsident Axel Brock-
mann hat in einem Telefonat 
abermals zugesichert, dass wir 
als Polizei zeitnah bei den 
nächsten Impfungen der Priori-
tät 3 Berücksichtigung finden 
werden. Wir sprechen also le-
diglich von einem geringen zeit-
lichen Verzug, nicht mehr.“

	< Stufenplan 2.0

Weiter beschäftigte insbeson-
dere die Bildungsgewerkschaf-
ten das Thema Stufenplan 2.0.

Die Ausführungen zur Umset-
zung des „Stufenplans 2.0“ 
durch Kultusminister Grant 
Hendrik Tonne kommentiert 
Torsten Neumann, Vorsitzender 
des Verbandes Niedersächsi-
scher Lehrkräfte VNL/VDR: 

„Wir freuen uns mit unseren 
Schülerinnen und Schülern und 
deren Eltern, dass in vielen Tei-
len von Niedersachsen bald wie-

der der Unterricht im ‚Szenario 
A‘, also im Klassenverband, wird 
stattfinden können. Der ‚Stu-
fenplan 2.0‘ bietet dabei den 
Schulen die notwendige Orien-
tierung und Planungssicherheit. 

Bei aller Freude über mehr Prä-
senzunterricht muss aber wei-
terhin der Arbeits- und Gesund-
heitsschutz sichergestellt sein. 
Deshalb begrüßen wir das Bei-
behalten der bisherigen Test- 
und Impfstrategie, auch wenn 
Selbsttestungen nicht dazu füh-
ren dürfen, sich in falscher Si-
cherheit zu wähnen. 

Wir begrüßen daher die Absicht 
der Landesregierung, allen 
Schülerinnen und Schülern ab 
zwölf Jahren ein Impfangebot 
unterbreiten zu wollen, sobald 
die bundesweite Impfzulassung 
erfolgt ist. Erst wenn weitge-
hend alle an Schule Tätigen und 
Lernenden geimpft sind, wird 
Schule ein sichererer Ort als bis-
her sein.“

	< Unterrichtsversorgung

Neumann weiter: „Bei der 
Diskussion um die derzeitige 
Situation der Schulen ist bis-
lang der Blick auf die Unter-
richtsversorgung im neuen 
Schuljahr verloren gegangen. 
Gerade in den nicht gymnasi-
alen Schulformen der Sekun-
darstufe I, den Haupt-, För-
der-, Real- und Oberschulen, 
konnten nicht alle ausge-
schriebenen neuen Lehrkräf-
testellen besetzt werden. 

Das wird zu Problemen an den 
Schulen führen. Der Personal-
mangel an unseren Schulen, 
sowohl bei den Lehrkräften 
als auch beim Unterstüt-
zungspersonal, macht es 
schon jetzt nicht leicht, die 
Probleme der betroffenen 
Schülerinnen und Schüler zu 
lösen. Das wird sich auch nach 
den Sommerferien leider fort-
setzen, wenn nicht endlich 
gegengesteuert wird.“

	< VBE

VBE-Landesvorsitzender Franz-
Josef Meyer kommentierte den 
Start des Regelbetriebs für alle 
Schulen wie folgt: „Mit der Vor-
stellung des Stufenplans 2.0 für 
den Bildungsbereich ermöglicht 
das Kultusministerium den Schu-
len und Kitas bei einer Inzidenz 
von unter 50 den Regelbetrieb in 
voller Gruppenstärke. Bei aller 
Vorfreude über die baldige Rück-
kehr vieler Schulen in den Prä-
senzunterricht für alle sollte auch 
über die zusätzlichen Risiken bei 
veränderten Rahmenbedingun-
gen gesprochen werden. Ob sich 
tatsächlich wie vom Kultusminis-
ter prognostiziert eine ‚verlässlich 
stabile Lage mit niedrigen Inzi-
denzzahlen‘ einstellt, hängt si-
cher auch von den begleitenden 
Schutzmaßnahmen ab“, so Meyer 
in seiner Bewertung des aktuali-
sierten Stufenplans. 

Mit der Rückkehr zum Präsenz-
unterricht in Klassenstärke keh-
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ren auch die bekannten Proble-
me und Sorgen über 
mangelnden Infektionsschutz 
in Schulen zurück. Meyer dazu: 
„Es gibt gute Gründe, bei den 
Schulöff nungen vorsichtig zu 
sein. Die Inzidenzen sind unter 
Kindern höher als bei den Er-
wachsenen und es gibt noch 
keinen zugelassenen Impfstoff  
für Kinder. 

Bei kleinen Klassenräumen, 
vollgestopft mit 30 und mehr 
Schülerinnen und Schülern 
ohne ausreichende Belüftungs-
möglichkeiten, ist es nur eine 
Frage der Zeit, bis sich das Coro-
navirus wieder ausbreitet.“ 

< Impfk ampagne 
Lehrkräfte

Hoff nung gibt es allein durch 
die fortschreitende Impfk ampa-
gne bei den Lehrkräften. Es ist 
erfreulich, dass bereits 67 Pro-
zent des Schulpersonals der 
weiterführenden Schulen ihre 
erste Impfung erhalten haben, 
bei den Grundschulen liegt die 
Quote sogar bei 94 Prozent. Die 
bevorstehende Freigabe der Pri-
orisierung könnte den Impff ort-
schritt aber ausbremsen, des-
halb müssen bis dahin alle 
Schulbediensteten ein Impfan-
gebot erhalten haben. 

Meyer abschließend: „Es bleibt 
dabei: Nur im Dreiklang mit Tes-
ten, Hygieneregeln und Impfan-
geboten lässt sich das Corona-
virus im Zaum halten. Erst wenn 
das Schulpersonal und auch 
Schulkinder geimpft sind, kann 
im nächsten Schuljahr eine vier-
te Welle verhindert werden. 

Dazu bedarf es deutlich mehr 
Anstrengungen beim Infekti-
onsschutz, ansonsten bleibt die 
Prognose des Kultusministers, 
dass sich die ‚Stabilität im Infek-
tionsgeschehen fortsetzt‘, nur 
ein frommer Wunsch.“ 

< Corona-Selbsttests 
in Kitas

Der VBE äußerte sich auch zum 
Start der Corona-Selbsttests in 
den Kitas.

„Obwohl die Landesregierung 
bereits Ende April die erforder-
lichen Gelder für Selbsttests in 
den Kindergärten für die nächs-
ten Monate beschlossen hat, ist 
der Start nun auf Eis gelegt und 
es droht eine Verschiebung bis 
in den August. 

Diese Verzögerung des Start-
termins ist unverantwortlich 
angesichts der Rückkehr vieler 
Kinder in den eingeschränkten 
Regelbetrieb und des damit 
verbundenen zunehmenden In-
fektionsrisikos für sie und ihre 
Familien“, so Meyer in seiner 
Stellungnahme zu den Presse-
berichten. Grund für die ver-
spätete Umsetzung sind noch 
andauernde „Abstimmungs-
prozesse“ zwischen Land und 
Kommunen. 

Wieder einmal sind es bürokra-
tische Hürden, die einen zügi-
gen Start der Testkampagne 
verhindern. Dabei ist Eile gebo-
ten angesichts der immer wie-
der gemeldeten Infektionsaus-
brüche in den Kitas. 

Die Kindertests in den Kitas 
sind für Kultusminister Grant 
Hendrik Tonne daher auch ne-
ben den Reihentests und den 

Impfangeboten für Beschäftig-
te „eine entscheidende Säule“, 
um den Gesundheitsschutz in 
der Kinderbetreuung zu erhö-
hen. Umso unverständlicher ist 
daher die Testblockade.

Das Kultusministerium begrün-
det konkret die Verzögerungen 
mit zeitaufwendigen Vorarbei-
ten bei der Beschaff ung und Lie-
ferung der Testkits. 

Einige Kommunen haben aller-
dings bereits durch Eigeninitia-
tive umfangreiche Vorerfahrun-
gen mit Selbsttests in Kitas 
gesammelt. 

Das betriff t sowohl die Beschaf-
fungsmodalitäten als auch die 
Wahl geeigneter Testverfahren. 
Es stellt sich die Frage, warum 
das Kultusministerium nicht auf 
dieses bewährte Know-how zu-
rückgreift und damit durch ein 
schnelles und unbürokratisches 
Vorgehen unnötige Zeitverluste 
vermeidet. 

Die Verärgerung mancher 
Lokalpolitiker über dieses 
eigensinnige Vorgehen ist 
verständlich. Anscheinend ist 
Kommunikation und Koopera-
tion nicht nur in 

dieser Sache keine Stärke der 
Kultusbürokratie. 

Meyer abschließend: „Das Co-
ronavirus wartet nicht bis nach 
der Sommerpause, eine zügige 
Umsetzung der Testkampagne 
in den Kitas ist im Interesse al-
ler Beschäftigten, der betreu-
ten Kinder und deren Familien. 

Die laufende Selbstteststrate-
gie in den Schulen hat gezeigt, 
dass durch rechtzeitige Entde-
ckung von Ansteckungen zahl-
reiche Corona-Ausbrüche und 
damit auch Quarantänemaß-
nahmen verhindert werden 
können. 

Das gleiche Recht auf Infekti-
onsschutz muss auch für Kita-
Kinder gelten. 

Der VBE fordert eine umgehen-
de Umsetzung der Selbsttest-
strategie. Je länger gewartet 
wird, desto mehr steigt die Ge-
fahr von Infektionen mit dem 
Coronavirus. Das ist unverant-
wortlich und kann niemand 
wollen.“

©
 P

ix
ab

ay
/W

iR
 P

ix
s

8

N
BB

 –
 N

ie
de

rs
äc

hs
is

ch
er

 B
ea

m
te

nb
un

d 
un

d 
Ta

ri
fu

ni
on

>  niedersachsen magazin |  Juni 2021


